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Bei der Kommunalwahl 2020 wurde in Bonn in der S3chwahl eine grüne 
Oberbürgermeisterin gewählt und im Rat stellen die Grünen die stärkste Ratsfrak3on.  

 
Von den 66 Sitzen im Rat enDielen auf die Grünen 19, 

die CDU 17, die SPD 11, der Bonner Bürger Bund 5, die Linke 4, Volt 3, die FDP 3, die 
AfD 2, BIG 1 und die Partei 1 Sitz. 

Die Grünen bildeten seitdem zusammen mit SPD, Linker und Volt eine Ratskoali3on 
mit einer Mehrheit von 37 der 66 Sitze. 

 
Diese Dokumenta3on ruV ohne Anspruch auf Vollständigkeit einige Schlaglichter aus 

diesen fünf Jahren in Erinnerung. 
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1. Verkehrsideologie 
Die größte Veränderung haben die Grünen in der VerkehrspoliFk durch eine einseiFge Bevorzugung 

des Fahrrades und eine explizite AnF-Auto-PoliFk bewirkt. Manche sagen auch, dass Verkehr das 
einzige Thema sei, das die grüne Oberbürgermeisterin tatsächlich interessiere.  

VerkehrspartnerschaR mit einem Interessensausgleich zwischen allen Verkehrsteilnehmern ist für 
die Grünen in Bonn dabei ein Fremdwort. In keinem kommunalpoliFschen Bereich gingen sie so 

ideologisch vor wie beim Verkehr. Das Ergebnis ist eine gespaltene und polarisierte 
StadtgesellschaR. 

 

2022 und Allgemeines 
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ZUR ADENAUERALLEE 
Der e-mail-Wechsel von Stephan Eisel mit dem 

 für Verkehr zuständigen Dezernenten Helmut Wiesner 
 

Hervorhebungen dienen der besseren Verständlichkeit 
und sind so nicht in den Originalmails enthalten 

 
I. 

 
Von: Stephan Eisel <stephan.eisel@gmx.net>  
Gesendet: Montag, 22. Mai 2023 08:32 
An: Wiesner, Helmut (Dez_III) <Helmut.Wiesner@Bonn.de> 
Betreff: Adenauerallee 
  
Lieber Herr Wiesner,  
  
Mit Interesse habe ich Ihr heuFges GA-Interview gelesen und dazu zwei Fragen: 
  
1) Sie erwähnen, dass „repräsentaFv für diese Achse“ an der Adenauerallee „am südlichen Ende des 
Hofgartens“ und „südlich des Juridicums“ Fahrradfahrer gezählt wurden. Können Sie mir sagen, wo 
diese Zählorte genau waren und wann gezählt wurde ? 
  
2). Sie erwähnen „geltende Richtlinien“, die verhindern dass die Vierspurigkeit der Adenauerallee 
erhalten werden kann. In der städFschen Pressemiieilung dazu heisst es: "Da gemäß aktueller 
Regelwerke – die Richtlinien für Stadtstraßen (RASt 06) und Empfehlungen für Radverkehrsanlagen 
(ERA 2010) – der Status quo mit zwei Fahrspuren je Fahrtrichtung und Platz für den Radverkehr 
nicht wiederhergestellt werden kann …“  
 
Ich habe mir RASt 06 und ERA 2010 durchgesehen und dort nur allgemeine Empfehlungen, aber 
keine verbindlichen rechtlichen VorschriRen gefunden. Könnten Sie mir die verbindlichen (!) 
Richtlinien, die von Ihnen auf den Fall Adenauerallee angewandt werden sollen, konkret miieilen. 
Es macht ja einen Unterschied, ob etwas rechtlich zwingend vorgeschrieben ist oder Gegenstand 
poliFscher Entscheidungen ist. Da Ihrerseits  immer nur von „Richtlinien“ die Rede ist, könnte man 
meinen, dass sie die Empfehlungen in den oben genannten Dokumenten meinen, die haben aber 
keine verbindlichen Charakter haben, sondern  den Kommunen die Entscheidungshoheit überlassen 
- was bei verbindlichen rechtlichen VorschriRen nicht der Fall wäre. Es wäre schön, wenn Sie mir 
hier weiterhelfen könnten. 
 
Beste Grüße 
Dr. Stephan Eisel 
 
 
 
 

mailto:stephan.eisel@gmx.net
mailto:Helmut.Wiesner@Bonn.de
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II. 
 
Am 22.05.2023 um 16:07 
schrieb Wiesner, Helmut (Dez_III) <Helmut.Wiesner@Bonn.de>: 
  
Sehr geehrter Hr. Dr. Eisel, 
 
vielen Dank für Ihre Nachfrage. Dazu kann ich Ihnen folgende Antworten geben:  

1. Knotenpunktzählung B9/Weberstraße (nördlicher Ast) vom 09.10.2018: 2.097 RAD 
Knotenpunktzählung B9/Am Hofgarten (nördlicher Ast) vom 09.10.2018: 3.478 RAD 
Es wurden bewusst „Vor-Corona-Zahlen“ herangezogen, die mit der heuFgen SituaFon noch 
gut vergleichbar sind.  

2. Die „Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen“ (RASt 06) und „Empfehlungen für 
Radverkehrsanlagen“ (ERA 2010) geben den Rahmen für eine verkehrssichere Planung der 
verschiedenen Verkehre. Sie werden von der ForschungsgesellschaR für Straßen- und 
Verkehrswesen (FGSV) in Köln herausgegeben und sind verwaltungsgerichtlich anerkannte, 
gülFge Planungsvorgaben. Die ForschungsgesellschaR für Straßen- und Verkehrswesen, ein 
eingetragener Verein in Köln, stellt die Regelwerke auf, die für den Entwurf und den Bau von 
Verkehrsanlagen in Nordrhein-Wesvalen (und weiten Teilen Deutschlands) bindend sind. 
Diese geben neben Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) und VerwaltungsvorschriR das 
Verwaltungshandeln vor. 
Die FGSV hat im Dezember 2022 mit der sogenannten „E Klima“ ergänzende Anforderungen 
an die Anwendung von ERA 2010 und RASt 06 formuliert, die aktuell durch Überarbeitung 
der Richtlinien zugunsten klimafreundlicher Mobilitätsträger berücksichFgt werden. Die 
ergänzenden Anforderungen verweisen explizit darauf, dass das subjekFve Sicherheitsgefühl 
der Verkehrsteilnehmenden in der Planung von Verkehrsanlagen zu berücksichFgen ist. Bei 
Abweichung von diesen Regelwerken würde die Stadt missachten, welche Elemente nach 
anerkannten Regeln der Technik die Verkehrssicherheit für alle Verkehrsteilnehmenden 
gewährleisten. Damit würde sich die Verwaltung jurisFsch angreixar machen, zudem würde 
bewusst unsichere Infrastruktur geschaffen. Dies kann die Stadtverwaltung nicht 
verantworten. 

Beste Grüße  
Helmut Wiesner 
Bundesstadt Bonn  
Dezernat für Planung, Umwelt u. Verkehr 
Stadtbaurat 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:Helmut.Wiesner@Bonn.de
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III. 

 
Von: Stephan Eisel <stephan.eisel@gmx.net>  
Gesendet: Montag, 22. Mai 2023 18:50 
An: Wiesner, Helmut (Dez_III) <Helmut.Wiesner@Bonn.de> 
Betreff: Re: Adenauerallee 
  
Sehr geehrter Herr Wiesner, 
  
Vielen Dank für die interessanten InformaFonen. 
  
Zu 1.) Man kann trefflich darüber streiten, ob die Zahlen von 2018 mit heute vergleichbar sind (z. B. 
Homeoffice). In jedem Fall ist die Umgestaltung von Brassertufer/ Rathenauufer als ausschliessliche 
Fahrradroute nicht berücksichFgt und deshalb sind Zahlen von 2018 m. E. wenig aussagekräRig. 
Dazu müsste man Zahlen erheben, wenn die Rheinufer-Variante einige Zeit in Betrieb ist. 
  
Zu 2.) Wenn ich es richFg sehe, beruR sich die Verwaltung auf „ergänzende Anforderungen“ der 
FGSV vom Dezember 2022, die z. Zt. noch garnicht in ERA2010 und RASt eingeflossen sind. Es gibt 
also noch keine gülFge rechtliche Grundlage oder Empfehlung, sondern die Verwaltung vermutet 
eine solche. Außerdem gehören zu „klimafreundlichen Mobilitätsträgern“ ja auch die zunehmende 
Zahl von E-Auto und nicht nur das Fahrrad und schließlich ist das „subjekFve Sicherheitsgefühl“ eine 
Frage der Bewertung. Eine konkrete repräsentaFve Befragung der Verkehrsteilnehmer auf der 
Adenauerallee liegt m. W. nicht vor. Schließlich könnte das Problem auch dadurch gelöst werden, 
dass die Fahrradfahrer generell auf das Rheinufer verwiesen werden. Auch damit würde auf der 
Adenauerallee keine „bewusst unsichere Infrastruktur geschaffen“, zumal eine solche Infrastruktur 
auch dort nicht „geschaffen“ würde, denn es gibt ja den keineswegs unsicheren Staus quo. 
  
Vor allem aber bestäFgen Ihre AuskünRe, dass es keinen rechtlichen Zwang für die Herstellung der 
Einspurigkeit auf der Adenauerallee gibt, sondern es sich hier um eine poliFsche Entscheidung mit 
bekanntermaßen unterschiedlichen Bewertungen geht. Sonst dürRe/müsste der Rat ja nicht 
entscheiden. 
  
Es wäre hilfreich, wenn auch die Verwaltung deutlicher drauf hinweisen würden, dass neben den 
Bewertungen der Verwaltung auch andere Bewertungen möglich sind. Das möge dann der Rat 
entscheiden, aber einen rechtlichen Zwang für eine besFmmte Variante gibt es nach Ihren 
AuskünRen nicht. 
  
Beste Grüße 
Dr. Stephan Eisel 
 
 
 
 
 
 

mailto:stephan.eisel@gmx.net
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IV. 
Am 22.05.2023 um 19:07 
schrieb Wiesner, Helmut (Dez_III) <Helmut.Wiesner@bonn.de>: 
  
Sehr geehrter Hr. Dr. Eisel, 
  
ich biie meine AuskünRe nicht falsch zu interpreFeren. Deshalb folgende Klarstellung: 
  
Die Verwaltung beruR sich nicht auf „ergänzende Anforderungen“ der FGSV vom Dezember 2022, 
sondern weist auf diese hin. Die VerkehrsraumauReilung bezieht sich auf die  ERA2010 und RASt in 
den aktuellen Fassungen. Diese sind gülFge Empfehlung bzw. anerkannte Regel der Technik. 
  
Vor diesem Hintergrund gibt es zwar keinen unmi4elbaren rechtlichen Zwang für die Herstellung 
der Einspurigkeit auf der Adenauerallee. Allerdings ist die richtlinienkonforme Ausführung Maßstab 
nicht zuletzt einer evtl. jurisFschen Bewertung, ob eine verkehrssichere Anlage auf der Fahrbahn 
hergestellt wird oder nicht. – Vor diesem Hintergrund ist letztendlich auch poli?sch zu 
entscheiden. 
  
Beste Grüße   
Helmut Wiesner 
Bundesstadt Bonn, Dezernat für Planung, Umwelt u. Verkehr 
 

V. 
Von: Gmx1 <stephan.eisel@gmx.net>  
Gesendet: Montag, 22. Mai 2023 19:22 
An: Wiesner, Helmut (Dez_III) <Helmut.Wiesner@Bonn.de> 
Betreff: Re: Adenauerallee 
  
Sehr geehrter Herr Wiesner,  
Genau darum geht es mir: es gibt keinen rechtlichen Zwang für eine besFmmte Lösung - dieser 
Eindruck entsteht zur Zeit bei vielen -, sondern es geht um eine poliFsche Entscheidung. Es freut 
mich, dass wir hier übereinsFmmen, auch wenn wir in der Sache „Einspurigkeit“ wohl 
unterschiedlicher Meinung sind. In diesem Sinn würde ich unseren Mail-Wechsel gerne 
Interessierten zugänglich machen. 
Beste Grüße  
Stephan Eisel 

VI. 
Von: "Wiesner, Helmut (Dez_III)" <Helmut.Wiesner@Bonn.de> 
Betreff: AW: Adenauerallee 
Datum: 22. Mai 2023 um 19:23:57 MESZ 
An: Gmx1 <stephan.eisel@gmx.net> 
Sehr geehrter Hr. Eisel, 
 mit letzterem bin ich nicht einverstanden. 
 Beste Grüße 
 Helmut Wiesner 
Bundesstadt Bonn 

mailto:Helmut.Wiesner@bonn.de
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2. Bürgerbevormundung 
Angetreten sind die Grünen mit dem Anspruch die Bürger in besonderer Weise an den 

Entscheidungen über ihre PoliFk zu beteiligen. Diese Ankündigung lief völlig ins Leere. Tatsächlich 
wurden die Bürger mit vollendeten Tatsachen konfronFert und durRen dann ihre zu kosmeFschen 
Kleinigkeiten äußern. Bürgerbeteiligung wurde in den Jahren der grünen Stadtregierung zur leeren 

Worthülse. 
 

2022 
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12. September 2023 

 

 
2024

 



 14 

 
 
 

 
  



 15 

3. Verschuldung 
Der Haushalt der Stadt Bonn hat ein Volumen von ca. 1,7 Mrd € und haie bisher einen 

Schuldenstand in etwa gleicher Höhe. Die Verantwortung dafür tragen alle Ratsparteien. Durch die 
PoliFk der Grünen wird diese aber bis 2027 mehr als verdoppelt werden 

und von 1,7  Mrd. € auf 3,8 Mrd. € anwachsen.  
or allem eine enormer Stellenwuchs bei einer sowieso im Vergleich zu anderen Städten schon 

überdimensionierten Verwaltung ist dafür verantwortlich 

 
2023 
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12. September 2023 

Grüne verdoppeln Bonner Verschuldung  
Poli)k auf Kosten kün4iger Genera)onen 

 
Der Haushalt der Stadt Bonn hat ein Volumen von ca. 1,7 Mrd € und bisher einen Schuldenstand in 
etwa gleicher Höhe: die Stadt hat also schon in den letzten Jahrzehnten über ihre Verhältnis gelebt. 
Die Verantwortung dafür tragen alle Ratsparteien. Aber auf Wunsch der Grünen soll diese 
Verschuldung bis 2027 mehr als verdoppelt werden und von 1,7  Mrd. € auf 3,8 Mrd. € anwachsen.  
 
Die Stadtverwaltung selbst teilt dem Rat eine „stark defizitäre Haushaltslage“ mit, was die grün 
geführte Ratsmehrheit aber nicht an immer weiteren zusätzlichen Ausgaben hindert. Das gilt 
insbesondere für eine enorme Stellenausweitung in der Verwaltung, die die Grünen beschlossen 
haben. Seit 2021 wurden durch sie 635 neue Stellen geschaffen worden. Das ist ein Zuwachs von 
mehr als zehn Prozent in einer sowieso schon überdimensionierten Stadtverwaltung. 
 
Bonn hat nämlich bei 330 000 Einwohnern 5484 Stellen in der Kernverwaltung. Alle vergleichbar 
großen NRW-Städte haben deutliche schlankere Verwaltungen: In Münster (315 000 Einwohner) 
gibt 4517 Stelle , in Wuppertal (355 000 Einwohner) 4123 Stellen, in Bochum (365 000 Einwohner) 
5093 Stellen und in Bielefeld (334 000 Einwohner) sogar nur 3219 Stellen in der Kernverwaltung. 
 
Die Bonner Stadtverwaltung ist also um mehrere hundert, meist sogar über tausend Stellen größer 
als in vergleichbaren Städten. Es ist nicht bekannt, dass die Verwaltungen dort deshalb weniger 
effizient wären. Im Gegenteil hat man in Bonn immer wieder den Eindruck, dass sich die Verwaltung 
wegen ihrer Größe selbst im Weg steht. Überdimensionierte Verwaltung schaffen sich auch selbst 
ihre Aufgaben: oR nicht zum Vorteil der Bürger, sondern mit der Folge von Überregulierung. 
 
Unter den vielen tausend Bonner Verwaltungsmitarbeitern wäre eigentlich genug Raum für 
Versetzungen, wenn eine neue poliFsche Mehrheit (was ihr gutes Recht ist) neue Aufgaben definiert 
– aber die Grünen nehmen einfach an, das jetzige Personal sei dafür nicht qualifiziert. Allein für 
ihren „Klimaplan“ haben die grün geführte RatskoaliFon und die grün geführte Stadtverwaltung bis 
Ende 2024 ca. 50 Mio € und 55 zusätzliche Stelle mit weitgehend undefiniertem Aufgabenzuschnii 
vorgesehen. MiielfrisFg kommen  60 Millionen Euro für den Radwegausbau dazu. 
 
Der von den Grünen geplante dramaFsche AnsFeg der städFschen Verschuldung führt schon wegen 
der steigenden Zinsen im Fefer in den Abgrund. Allein diese Zinsen verdoppeln sich von 2023 bis 
2027 auf mindestens 85 Mio €. 
 
Gerne vermiieln die Grünen – und die KommunalpoliFk insgesamt - den Eindruck,  die Bonner 
Haushaltsmisere sei von Bund und Land verschuldet. Dabei setzen sie auch darauf, dass viele Bürger 
den Umfang der kommunalen Selbstverwaltung nicht kennen, denn selbst bei von Bund und Land 
zugewiesenen Aufgaben entscheidet die Kommune wie (effizient) diese erledigt werden. 
 
Insgesamt muss man unterscheiden zwischen 
 

• Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung von Bund bzw. Land. Gesetze regeln nicht nur 
dass, sondern auch wie diese Aufgaben zu erfüllen sind. Dazu gehören z. B. das Melderecht, 
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Zivilschutz, Ordnungsrecht, Bauaufsicht und Flüchtlingsfragen. Das Weisungsrecht 
gegenüber den Kommunen erstreckt sich allerdings nicht auf Personal- und 
OrganisaFonsfragen. 
 

• pflichFge Selbstverwaltungsaufgaben. Die Gemeinde kann nicht entscheiden, ob sie diese 
Aufgabe erfüllen möchte, aber es besteht Gestaltungsspielraum wie sie die Aufgabe erfüllen 
möchte. Deshalb trägt die Kommune hier auch die finanzielle Verantwortung. Zu diesen 
Aufgaben gehören z. B. der Bau und Unterhaltung von Pflichtschulen und Kindergärten, 
Abwasser- und AbfallbeseiFgung, Sozial- und Jugendhilfe und die Bauleitplanung.  
 

• Schließlich geht es um die freiwilligen Aufgaben, bei denen die Kommune sowohl über das 
ob als auch das wie entscheiden kann. 
 

Schon einige Beispiele nur aus dem Monat August 2023 zeigen, dass die ungebremste grüne 
AusgabenpoliFk sich ausschließlich auf freiwillige Ausgaben bezieht: 
 

• Für 469 die zusätzlichen Verwaltungsstellen sollen jetzt Büro-Räume für 1,3 Mio € jährlich 
angemietet werden (+ 1 Mio € Umbaukosten), weil der Raum im Stadthaus nicht ausreicht. 

 
• Schon der Test einer Einspurigkeit der Adenauerallee, wie ihn die Grünen wollen, wird die 

Bonner eine sechsstellige Summe kosten.  
 

• 2027 wird die Königswinterer-Straße saniert. Trotzdem wurden auf Beschluss der Grünen für 
ca. 250.000 € jetzt neue Fahrradstreifen markiert, die dann wieder beseiFgt werden müssen.  

 
Die Liste ließe sich beliebig fortsetzen. Zudem muss immer wieder daran erinnert werden, dass 
allein die Luxussanierung der Beethovenhalle die Bonner mindestens 224,2 Mio € kostet - nur weil 
die Grünen unbedingt das privat finanzierte Beethoven-Festspielhaus  verhindern wollten. 
 
Zugleich fehlen ca. 3,7 Mio € für die Aufrechterhaltung des Offenen Ganztagsbetriebes (OGS), für 
den die Stadt vor Jahren ein Angebot deutlich über dem Landesniveau beschlossen hat. Der Rat hat 
zwar im August einsFmmig beschlossen, diese Summe bereitzustellen, aber die SozialdezernenFn 
sagte dazu: „Zusätzliches Geld werden wir in meinem Dezernat nicht mehr finden, wenn wir keine 
Leistungen kürzen.“ (GA 23. August 2023). 
 
An sich ist Bonn eine reiche Stadt. Allerdings geben Rat und Verwaltung das Geld vielfach an der 
falschen Stelle aus. Dabei üben sich die Grünen gerne in der Verantwortungsflucht, sie sind aber seit 
2009 an den RatskoaliFonen beteiligt und tragen seitdem wesentliche Verantwortung für alle 
gefassten Beschlüsse. Meist haben sie diese von der Beethovenhalle bis zur Sperrung des Cityrings 
iniFiert und mit der Drohung eines Scheitern der jeweiligen KoaliFon verbunden. 
 
CDU und FDP haben deshalb 2009 – 2019 zu viele grüne Projekte hingenommen, die die Grünen 
vorangetrieben haben. Bei den Ratswahlen 2020 wurden sie dafür mit Verlusten von fast 5 % bzw. 3 
% abgestraR. Jetzt steht die SPD vor dem gleichen Problem: Zähneknirschend lassen sie die Grünen 
gewähren stai eigenes Profil zu zeigen. 
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Das Hauptproblem der Grünen in Bonn ist, dass sie von ihrem eigenen Kurs so überzeugt sind, dass 
ihnen die Kompromissfähigkeit fehlt – und das bei einem SFmmanteil von nur 27,8 %. Die Folge ist 
eine immer stärkere Polarisierung der StadtgesellschaR. 
 
Wer nicht begreiR, dass man sich zwar als Partei der Wahl stellt, aber im gewählten Amt dann für 
alle da ist, wird seiner Verantwortung nicht gerecht. Die Dynamik der Bonner Verschuldung ist eine 
Folge davon, die auch gefährlich ist, weil sie die Verteilungskämpfe verschärR. Es liegt in der Hand 
der Wähler, dies bei der nächsten Kommunalwahl 2025 zu ändern – oder die SPD erkennt 
rechtzeiFg, dass die Grünen nicht der einzige mögliche KoaliFonspartner sind. 

2024 

 



 19 

 
2025 
8. August 2025 
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4. Beethovenhallen-
Desaster 

Die Grünen waren 2008 – 2015 die entscheidende poliFsche KraR bei der Verhinderung des 
Beethoven-Festspielhauses. Dieses Konzertgebäude auf internaFonalem Niveau wollten die 

Deutsche Post DHL und die Deutsche Telekom im Bau völlig privat finanzieren Entsprechende 
Architektenweibewerbe waren auf Kosten der Deutschen Post DHL erfolgreich durchgeführt 

worden. Den Betrieb sollte eine BetriebssFRung übernehmen, für die der Deutsche Bundestag 
bereits 39 Mio Euro zur Verfügung beschlossen hat. Die Stadt Bonn sollte dafür in einem Zeitraum 
von zehn Jahren insgesamt lediglich 5 Mio Euro beitragen und ein baureifes Grundstück im Wert 

von etwa 4 Mio Euro zur Verfügung stellen. Die Bonner Grünen waren entscheidend dafür 
verantwortlich, dass dieses Vorhaben nicht realisiert wurde und setzten staidessen eine 

„denkmalgerechte Sanierung“ Beethovenhalle durch. Für alte Mehrzweckhalle wurden in der Folge 
auf kosten der Bonner Steuerzahler mehr als 221 Mio € ausgegeben. 

 

2022 
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Stephan Eisel (www.stephaneisel.de - stephan.eisel@gmx.net) 
 1. Oktober 2023 

 

Beethovenhalle – wieder Mehrausgaben: 
1,7 Mio € in vier Monaten 

Eines der PresFgeprojekte der Bonner Grünen ist die Luxussanierung der Beethovenhalle auf Kosten 
der Bonner Steuerzahler. Diesem Millionengrab fiel auf Betreiben der Grünen das im Bau privat 

finanzierte und im Betrieb vom Bund getragene Beethoven-Festspielhaus 2015 zum Opfer. 
 

Dass man zu diesem grünen PresFgeobjekt, das zum Millionengrab wurde, immer weniger erfährt, 
hat einen einfachen Grund: Am 8. Dezember 2022 haie sich die grüne OB Dörner mit den SFmmen 
von Grünen, SPD, Linker und Volt den Blankoscheck geben lassen, den Rat nicht mehr im Einzelnen 

über Kostensteigerungen informieren zu müssen. Ohne dass dies kontrolliert werden kann, 
behauptet die grün geführte Verwaltung nun, dass alle Kostensteigerungen mit der im November 

2022 beschlossenen Gesamtsumme von 221,6 Mio € abgedeckt sind. Überprüfen lässt sich das 
wegen der vom Rat akzepFerten Intransparenz nicht. 

 
Ganz selten dringt seitdem ein Lichtstrahl ins Dämmerlicht der Endlos-Baustelle. So wurde am 19. 

September 2023 ein weitgehend unbeachteter Projektbericht bekannt, der dem Rat am 9. 
November 2023 November vorgelegt werden soll (Miieilungsvorlage Drs. 231746). 

 
In dieser Miieilung ist zu lesen, dass die Hallensanierung seit Mai 2023 wieder um 1,8 Mio € teurer 

geworden ist: „Das Kostencluster Unvorhergesehenes / weitere Rückstellungen ist aufgrund 
Mehrkosten bei Rohbauarbeiten und Trockenbau reduziert.“ Diese erneute Kostensteigerung ist 

eingetreten, obwohl bisher weniger als die HälRe der geplanten Bausumme tatsächlich bezahlt ist, 
also weitere Kostenrisiken mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten sind. 

 
Außerdem – so der Projektbericht - sei weiterhin die „Finalisierung Ausführungsplanung 

schleppend, ebenso der Werk- und Montage Planungs-Prüf-Prozess“. So bleibt der Zeitplan 
(Inbetriebnahme Ende 2025) unzuverlässig und die Kosten schießen weiter in die Höhe. 

 
Erst im Februar 2023  war für die Außenanlage ein Kostensprung von 30 Prozent dazu gekommen. 

Für verkehrssichernde Maßnahmen auf dem Parkplatz vor der Halle waren bis dahin 6,4 Mio € 
geplant. Für weitere „opFsche Verbesserungen“ beschloss der Rat 2018 noch 355.000 € (Drs. 

1811636).  Diese Summe sFeg dann auf 2,3 Mio € an, so dass die gesamte Außenanlage nunmehr 
8,7 Mio € neio kosten soll (Drs. 230281). Bruio, also mit anteiliger Umsatzsteuer, belastet das den 

städFschen Haushalt sogar mit 8,8 Mio €. In den Gesamtkosten ist das nicht enthalten. 
Mit einer Kostensteigerung in zehn Jahren von 29,8 Mio € (2012) auf 224,2 Mio € (2022) ist die 

Luxussanierung der maroden Mehrzweckhalle namens „Beethovenhalle“ längst zum 
unverantwortlichen Millionengrab für die Bonner Steuerzahler geworden. 

http://www.stephaneisel.de/
mailto:stephan.eisel@gmx.net
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Die von den Bonner Grünen im Rat durchgesetzte und von CDU und FDP fahrlässig hingenommene 
Verhinderung des privat finanzierten Beethoven-Festspielhauses zugunsten einer Luxussanierung 

der maroden Beethovenhalle hat sich so zum Dauer-Desaster und der schwersten Fehlentscheidung 
in der jüngeren Stadtgeschichte entwickelt. 

 
• Erste Vorschläge zu einer aufwendigen Sanierung der alten Mehrzweckhalle brachte 2012  

OB Nimptsch (SPD) in den Rat ein und veranschlagte dafür 29,8 Mio €.  
 

• Im Dezember 2015 beschloss die Ratsmehrheit von Grünen, Linker, FDP und Teilen der CDU  
gegen die Willen des soeben neu gewählten OB Sridharan (CDU) 60,4 Mio € für die 

Sanierung. 
 

• Im Sommer 2019 nannte die Verwaltung 166 Mio € als  angebliche „Höchstgrenze“ der 
Sanierung.  

 
• Im Sommer 2022 korrigierte die Verwaltung ihre eigene Prognose auf 194,6 Mio € und  

 
• am 4. November 2022 legte OB Dörner (Grüne) als neue Kostenprognose 

als angebliche Höchstgrenze für das von ihr befürwortete Projekt den Betrag von 221,6 Mio 
€ vor. 

 
So wurde das Millionengrab bei der Beethovenhalle immer 6efer:  

 
17.09.2012 (Drs. 12 12095ST7)   29,8 Mio € 
10.12.2015 (Drs. 15 13665)   60,4 Mio € 
26.05.2017 (Drs. 17 11685):    64,0 Mio € 
23.02.2018 (Drs. 18 10539)   79,1 Mio € 
23.08.2018 (Drs. 1812 225)   93,9 Mio € 
27.09.2018 (Drs. 18125 79)   96,0 Mio € 
02.05.2019 (Drs. 19 11188 ST2)                117,4 Mio € 
20.03.2020 (Drs. 20 0455)                 146,5 Mio € 
27.08.2020 (Drs. 20 1599)                 160,2 Mio € 
09.12.2021 (Drs. 21 1968 – 01 ST)                               171,8 Mio € 
17.03.2022 (Drs. 22 0283-02 ST)                 191,4 Mio € 
04.11.2022 (Drs. 222234)                          221,6 Mio € 
20.11.2022 (Verwaltung laut GA)                 224,2 Mio € 

 
Trotz dieses enormen Aufwands  wird es zu keiner Verbesserung der AkusFk kommen. 

Damit bleibt die Beethovenstadt Bonn ohne einen angemessenen Konzertsaal. 
Saniert wird lediglich eine marode Mehrzweckhalle – als grünes PresFgeprojekt … 
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5. SonsCges 
 

Das PoliFkverständnis der Bonner Grünen wird immer wieder an ganz verschiedenen Punkten 
deutlich – auch im Verhalten der von ihnen geführten Verwaltung. Dabei vertragen die Bonner 

Grünen KriFk garnicht gut, sondern betrachten sie oR als Majestätsbeleidigung.  
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